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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 10 B 1394/05 AS ER
Datum 27.01.2005

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der Antragsteller gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 12. Dezember 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Beschwerde hat keinen Erfolg.

Das Passivrubrum war von Amts wegen zu berichtigen, da die Arbeitsgemeinschaft
des Landes Berlin und der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit fÃ¼r den Ã¶rtlichen Bereich
des Verwaltungsbezirks Spandau, bezeichnet als JobCenter Spandau, vertreten
durch den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, nach Auffassung des Senats im Sinne des Â§ 70 Nr.
2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) beteiligtenfÃ¤hig ist (fÃ¼r die Arbeitsgemeinschaft
fÃ¼r den Ã¶rtlichen Bereich des Verwaltungsbezirks Lichtenberg-
HohenschÃ¶nhausen, Beschluss des Senats vom 14. Juni 2005, als vormals 10.
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Senat des Landessozialgerichts Berlin, 10 B 44/05 AS ER).

Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 SGG kann das Gericht zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen
Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis eine einstweilige
Anordnung erlassen, wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher
Nachteile nÃ¶tig erscheint.

Ein Anordnungsanspruch â�� die Rechtsposition, deren Durchsetzung im
Hauptsacheverfahren beabsichtigt ist â�� sowie der Anordnungsgrund â�� die
EilbedÃ¼rftigkeit der begehrten sofortigen Regelung â�� sind glaubhaft zu machen
(Â§ 86 b Abs. 4 SGG i. V. m. Â§ 920 Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO)).

Die begehrte einstweilige Anordnung kann danach schon deshalb nicht erlassen
werden, weil ein Anordnungsgrund nicht glaubhaft gemacht ist.

MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist der
Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung in der jeweiligen Instanz; im
Beschwerdeverfahren kommt es hiernach auf den Zeitpunkt der
Beschwerdeentscheidung an.

Da die Antragsgegnerin mit ihren Bescheiden vom 24. November 2005 und 11.
Januar 2006 dem am 21. November 2005 beim Sozialgericht Berlin gestellten
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung zu entnehmenden Begehren der
Antragsteller auf â�� vorlÃ¤ufige â�� GewÃ¤hrung eines hÃ¶heren als im Bescheid
vom 10. November 2005 fÃ¼r die Zeit vom 1. Dezember 2005 bis zum 31. Januar
2006 festgestellten Arbeitslosengeld II-Anspruchs ohne Zugrundelegung eines
Einkommens von 1.000 Euro monatlich aus der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit des
Antragstellers zu 1. entsprochen hat, ist ein Anordnungsgrund nicht glaubhaft
gemacht. Zumal die Antragsgegnerin im Bescheid vom 11. Januar 2006 bis zur
endgÃ¼ltigen KlÃ¤rung der Einkommenssituation des Antragstellers zu 1. auch
fÃ¼r den Leistungsmonat Februar 2005 vorlÃ¤ufig von keinem Einkommen aus
selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit ausgegangen ist. Soweit nunmehr von den Antragstellern
die Einkommensanrechnung fÃ¼r den Monat Oktober 2005 angegriffen wird, war
der bereits vor Antragstellung beim Sozialgericht abgelaufene Bewilligungszeitraum
nicht Gegenstand des erstinstanzlichen einstweiligen Rechtsschutzverfahrens. Ob
hierfÃ¼r hÃ¶here AnsprÃ¼che bestanden haben, ist nur in einem
Hauptsacheverfahren (Widerspruchsverfahren und evtl. anschlieÃ�endes
Klageverfahren) zu klÃ¤ren. Die Aufgabe des einstweiligen Rechtsschutzes in
FÃ¤llen der vorliegenden Art ist es, eine akute Notlage zu beseitigen, denn nur dann
kann von einem wesentlichen Nachteil gesprochen werden, den es abzuwenden gilt,
und bei dem ein Abwarten bis zur Entscheidung in der Hauptsache nicht zuzumuten
wÃ¤re. Ausnahmsweise kann eine Fallgestaltung gegeben sein, in der die sofortige
VerfÃ¼gbarkeit einer fÃ¼r zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume zu zahlenden Geldleistung
zur Abwendung eines gegenwÃ¤rtigen drohenden Nachteils erforderlich ist (vgl.
Finkelnburg/Janck, VorlÃ¤ufiger Rechtsschutz im Verwaltungsverfahren, 4. Auflage,
1998, Rdnr. 355 m.w.N.). Ein solcher Sachverhalt ist hier jedoch nicht ansatzweise
von den Antragstellern glaubhaft gemacht worden oder nach Lage der Akten
erkennbar.
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Soweit die Antragsteller erstmals mit Schriftsatz vom 23. Januar 2006 geltend
machen, die Antragstellerin zu 2. habe aus ihrem Praktikumsvertrag, den sie
zwischenzeitlich zum 30. November 2005 gekÃ¼ndigt habe, fÃ¼r Dezember 2005
und Januar 2006 keine VergÃ¼tung mehr erhalten, so dass insoweit der Bescheid
vom 11. Januar 2006 korrekturbedÃ¼rftig sei, besteht im vorliegenden Verfahren
kein weiterer Regelungsbedarf. Zum einen kann aus dieser relativ geringfÃ¼gigen
Einkommensanechnung noch keine akute Notsituation abgeleitet werden. Zum
anderen sieht der Senat im Hinblick auf das bisherige Verhalten der
Antragsgegnerin keinen Anlass daran zu zweifeln, dass diese den geÃ¤nderten
EinkommensverhÃ¤ltnissen â�� sofern entsprechend belegt â�� umgehend
Rechnung tragen wird.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Diese Entscheidung ist nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 21.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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